
Brüssel. Die Zuversicht für
eine Einigung zum EU-Finanz -
rahmen 2014 bis 2020 beim
EU-Gipfel Ende der Woche
wächst. „Wir alle hoffen, dass
wir das Thema das vorletzte
Mal beraten haben. EU-Rats-
präsident Herman Van Rom-
puy geht von einer Einigung
am Freitag oder Samstag aus“,
sagte Österreichs Außen-
staatssekretär Reinhold Lo-
patka nach einem Treffen mit
seinen Kollegen am Montag.
Mehrere Diplomaten gaben
sich vorsichtig optimistisch.
Einer bestätigte, dass Van
Rompuys letzter Vorschlag
vom November über 1010 Mil-
liarden € für die Einigung noch
einmal um rund 20 Milliarden
€ gekürzt werden müsse.

Dabei soll vor allem die EU-
Verwaltung bluten, deren
Haushalt beim gescheiterten
ersten Anlauf im Herbst noch
praktisch unangetastet ge-
blieben war. Er sollte von 56,5
Milliarden € für die Zeit von

2007 bis 2013 auf 62,6 Milliar-
den € steigen. Die Zahlen sind
zu Preisen von 2011  und da-
her vergleichbar.

Kürzungen im Gespräch 
Laut Lopatka will Großbri-
tannien davon zehn, Deutsch-
land immerhin sechs Milliar-
den € streichen; er orientiere
sich an Deutschland. Der bri-
tische Premier David Came-
ron hatte im November noch
Kürzungen über sieben Milli-

arden € öffentlich vorgerech-
net. In der EU-Beamtenschaft
sorgen diese Zahlen für Un-
ruhe. „Das bedeutete einen ef-
fektiven Personalabbau über
die bereits vereinbarten Kür-
zungen von fünf Prozent hi-
naus“, hieß es. EU-Beamte
müssten auf die Straße gesetzt
werden. Für heute Dienstag
haben die drei größten EU-Be-
amtengewerkschaften zu ei-
nem Warnstreik aufgerufen.
Andere Kürzungen sollen

wohl nicht bei den größten
Brocken Agrar- und Regio-
nalpolitik, sondern bei Bud-
getposten mit weniger Lobby
erfolgen: EU-Außen- und In-
nenpolitik, Infrastrukturaus-
bau, Forschung und Bildung
stehen auf der Streichliste.
Österreich wird aller Voraus-
sicht nach seinen Beitrittsra-
batt behalten: Wenn auch an-
dere Nettozahler ihren Rabatt
behalten (was so gut wie si-
cher ist) müsse der österrei-

chische „von rund 180 Millio-
nen € pro Jahr in der Substanz
erhalten bleiben“, so Lopatka.

Der Nettobeitrag werde je-
doch – in absoluten Zahlen –
wie bei allen Nettozahlern
steigen. Zu vergleichbaren
Preisen von 2011  liegt dage-
gen schon Van Rompuys No-
vember-Vorschlag rund 20
Milliarden € unter dem Fi-
nanzrahmen 2013 bis 2020.
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Madrid. Die spanische Po-
litkrise um die regierende
Partido Popular (PP) und
speziell um Premier Maria-
no Rajoy droht über die
 Landesgrenzen hinwegzu-
schwappen – nicht im poli-
tischen, sondern im wirt-
schaftlichen Sinn, da die Sor-
ge um Instabilität einmal
mehr die Finanzmärkte auf-
geschreckt hat. Nach dem
freundlichen Jahresbeginn
rutschten Europas Aktien-
indizes gestern teils deutlich
ab (s. Marktbericht Seite 15).
Spiegelbildlich stiegen die
Renditen auf die Bench-
markanleihen der Europeri-
pherie. So verteuerten sich
spanische Papiere mit zehn-
jähriger Laufzeit zu Redak-
tionsschluss im Schnitt um
20 Basispunkte auf 5,37 Pro-
zent. Damit ist das Land im-
mer noch weit von der so-
genannten „Todeszone“ ent-
fernt, die ab Aufschlägen von
sieben Prozent beginnt – ein
Kippen des Sentiments ist
bei Ausbleiben einer raschen

Lösung der Krise aber mög-
lich. Folglich fordert die Op-
position unter Alfredo Perez
Rubalcaba, dass „Rajoy zu-
rücktreten sollte (...) um die
Glaubwürdigkeit und Stabi-
lität wieder herzustellen, die
Spanien benötigt“. Markt-
teilnehmer fordern ebenfalls
eine rasche Lösung: Die ma-
drilenische Inter money ana-
lysiert, dass die Korrupti-
onsvorwürfe „das Vertrauen
der  Investoren unterminie-
ren könnten, wenn sie nicht
schnell aufgelöst werden.“

Kampflos wird das aber
nicht geschehen. Die PP, die
sich vehement gegen die
Vorwürfe verwehrt, hat be-
reits Klagen gegen all jene
angedroht, die die Korrup-
tionsvorwürfe gegen Rajoy
und die Partei weiterver-
breiten. Rückendeckung be-
kam Rajoy indirekt auch von
der deutschen Kanzlerin
 Angela Merkel, die die Re-
formanstrengungen des Pre-
miers bei dessen Besuch in
Berlin lobte. (ag/weit)

EUROPERIPHERIE

Spaniens Politkrise
droht auszuufern 

WOLFGANG TUCEK
wolfgang.tucek@wirtschaftsblatt.at

Staatssekretär Lopatka (li.) lauscht, wie der Däne Wammen EU-Budgetkommissar Lewandowski Kürzungsvorschläge erklärt 

Beim EU-Gipfel Ende
der Woche soll ein
Kompromiss für einen
EU-Finanzrahmen
knapp unter einer Billi-
on € stehen. Gekürzt
werden muss nicht nur
in der EU-Verwaltung.

Der Wirtschaftsexperte
Giampaolo Galli, Spit-
zenkandidat der Mit-

te-links-Kraft „Demokratische
Partei“ (PD) bei den Parla-
mentswahlen, erklärt im
 Interview, welche Reformen
Italien zur Überwindung der
Rezession braucht und warum
Berlusconis Wahlversprechen
eine akute Gefahr für das
Land darstellen.

WirtschaftsBlatt: Herr Galli,
Sie waren jahrelang General-
direktor des einflussreichen
Unternehmerverbands Conf-
industria. Was bewegt Sie zum
Einstieg in die Politik?
Giampaolo Galli: Italien muss
in den nächsten Jahren wei-
tere schwierige Reformen
durchsetzen. Die PD ist eine
stark europäisch geprägte
Gruppierung, die unter ande-
rem einen entscheidenden
Beitrag für Italiens Einstieg in
den Euroraum geleistet hat. In
einer Phase, in der in Italien
viel Populismus und viel an-
tideutsche und antieuropäi-
sche Propaganda betrieben
wird, braucht das Land eine
verantwortungsbewusste Par-
tei, die das umsetzt, was not-
wendig ist.

Welche Reformen sind Ihrer
Ansicht nach in Italien drin-
gend umzusetzen?

Erstens eine Reform der öf-
fentlichen Verwaltung, die das
Leben der Bürger und der Un-
ternehmen in ihren Bezie-
hungen zum Staat erleichtern
soll. Bürokratie und Fiskus
müssen unbedingt moderni-
siert werden. Hinzu muss die
Verfassung geändert werden,

damit der Staat wieder die
Rolle des Koordinators für
Energie- und Transportinfra-
strukturen übernehmen kann. 

Was halten Sie von Mario
Montis Versprechen, den
 Steuerdruck zu senken?

Monti hat eine Steuersen-
kung in Höhe von 30 Milliar-
den € versprochen. Das klingt
nach Wahlkampagne. Schade,
weil Monti bisher den Ruf ei-
ner rigorosen Persönlichkeit
hatte, die schwierige, aber not-
wendige Reformen umsetzt.
In Italien muss zwar der Steu-
erdruck auf Unternehmen
und Löhne reduziert werden,
man darf jedoch in einer
 Phase, in der Italien Europa
gegenüber schwere Ver-
pflichtungen zum Abbau der
Staatschuld eingegangen ist,
keine Wahlversprechen ma-
chen, wenn man sie nicht hal-
ten kann. 

Silvio Berlusconi verspricht
eine Rückerstattung der Im-
mobiliensteuer. Sehen Sie eine
Chance, dass er doch noch die
Parlamentswahlen gewinnt?

Sollte Berlusconi gewinnen,
stünde Italien wieder vor dem
Abgrund. Seine Wahlverspre-
chen sind unverträglich mit
Italiens europäischen Ver-
pflichtungen. Berlusconi führt
eine populistische Wahlkam-
pagne mit Versprechen, die
für Italien sehr schädlich sind.
Das Land würde wieder wie
im Herbst 2011  an den Rand
eines Kollaps geraten, sollte
Berlusconis Mitte-rechts-
Allianz die Wahlen gewinnen.
Jeder weiß, in welchem Zu-
stand er das Land nach sei-

nem Rücktritt im November
2011 hinterlassen hat. Die Ita-
liener vergessen das nicht.

Halten Sie eine zweite Regie-
rung Monti für möglich?

In einer Demokratie müss-
te der Premier von der er-
folgreichsten Partei gestellt
werden. Sollte die PD nicht
die Mehrheit im Senat erhal-
ten, würde ein Dialog mit
Monti notwendig werden.

Was denken Sie über die Ab-
wanderung vieler norditalie-
nischer Unternehmen nach
Österreich, die sich dem hohen
Steuerdruck entziehen wollen?

Italien muss unbedingt den
Steuerdruck auf Unterneh-
men reduzieren, dies kann je-
doch nur im Einklang mit
 einer positiven Entwicklung
der Lage der öffentlichen Fi-
nanzen erfolgen. Die Gefahr
ist ansonsten, dass die Risi-
koaufschläge weiter wachsen
und für Unternehmen der
 Zugang zu Krediten noch
schwieriger wird.

Wann wird es in Italien wieder
 Signale für einen Wirtschafts-
aufschwung geben?

Es gibt bereits einige posi-
tive Zeichen wie die Investi-
tionsabsichten der Unterneh-
men und das Exportwachs-
tum, die Anlass zu Hoffnung
geben. Ich denke, dass wir ab
der zweiten Jahreshälfte mit
Aufschwung rechnen können.
Vieles hängt jedoch auch von
der Entwicklung der Euro -
krise ab. 

WAHL Spitzenkandidat der Demokratischen Partei hofft auf Berlusconi-Schlappe 

„Die Italiener vergessen das nicht“

„Sollte Berlusconi

gewinnen, stünde

das Land wieder

vor dem Abgrund“

Giampaolo Galli
Spitzenkandidat

 Demokratische Partei

29. Juni 2011 EU-Kommission
schlägt für 2014-2020 Finan-
zierungszusagen von 1025 und
einen Gesamtplafond von rund
1090 Milliarden € vor.
30. August 2012 Erste EU-Mi-
nistersitzung debattiert neue
Zahlen im EU-Finanzrahmen:
Alle wollen deutlich kürzen.
22./23. November 2012 Ers-
ter Anlauf der EU-Staats- und
Regierungschefs scheitert, Zwi-
schenergebnis ist ein Plafond
von etwa 1010 Milliarden €.
7./8. Februar 2013 Der letzte
Kompromissvorschlag vom No-
vember soll für eine Einigung
noch einmal um bis zu 20 Mil-
liarden € gekürzt werden.

CHRONIK

EU-GIPFEL Nettozahler fordern in Billionenpoker um EU-Haushalt 2014-2020 weitere Kürzungen – EU-Beamte streiken

Für den EU-Budgetkompromiss
soll die Verwaltung bluten

EU-GEHÄLTER
Strikt zurückgewiesen hat die
EU-Kommission am Montag
deutsche Medienberichte, laut
denen Tausende EU-Beamte
mehr als Deutschlands Kanzle-
rin Merkel verdienten. Kein EU-
Beamter bekomme selbst mit
dem höchsten Bruttogrundge-
halt von gut 18.000 € pro Mo-
nat plus Zuschlägen jene rund
25.000 €, die Merkel mit allen
Zulagen erhalte, hieß es. Gera-
de einmal Kommissionspräsi-
dent Barroso verdiene ähnlich.
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Der spanische  
Premier Mariano
Rajoy streitet alle

gegen ihn erhobenen
Korruptionsvorwürfe

vehement ab
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